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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 7 Abs. 2 EEG 2017: Von den Bestimmungen dieses 

Gesetzes abweichende vertragliche Regelungen

 1. müssen klar und verständlich sein,

 2. dürfen keinen Vertragspartner unangemessen 

benachteiligen,

 3. dürfen nicht zu höheren als im Teil 3 vorgesehenen 

Zahlungen führen und

 4. müssen mit dem wesentlichen Grundgedanken der 

gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, vereinbar 

sein.

 AGB-Recht auf Einzelvertragsebene gehoben. 

 Einzelfragen bleiben. 

Modifiziertes Abweichungsverbot
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 19 – Zahlungsanspruch

 (2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur, soweit 

 1. der Anlagenbetreiber für den Strom kein vermiedenes 
Netzentgelt nach § 18 Absatz 1 Satz 1 der 
Stromnetzentgeltverordnung in Anspruch nimmt und

 2. keine Steuerbegünstigung nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 
oder Nummer 3 des Stromsteuergesetzes für den Strom, der 
durch ein Netz durchgeleitet wird, in Anspruch genommen 
wird.

 Koppelungsverbot gilt wie bei § 19 Abs. 1a EEG (neu) für 
den in das Netz eingespeisten Strom

 Aber: Anlagenbetreiber kann noch weit im Folgejahr 
Stromsteuerprivilegierung beim Hauptzollamt beantragen. 

Koppelungsverbot EEG/StromStG
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 71 Anlagenbetreiber

 Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber

 „1. bis zum 28. Februar eines Jahres alle für die Endabrechnung des 

jeweils vorangegangenen Kalenderjahres erforderlichen Daten 

anlagenscharf zur Verfügung stellen,

 2. mitteilen, ob und inwieweit für den in der Anlage erzeugten Strom

 a) eine Steuerbegünstigung nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 

3 des Stromsteuergesetzes in Anspruch genommen wird und ihn über 

entsprechende Änderungen informieren,

 b) Regionalnachweise ausgestellt worden sind, wenn der anzulegende 

Wert der Anlage gesetzlich bestimmt ist, und (…)

 Problem: Das Vorgehen vieler Anlagenbetreiber hinsichtlich 

Installationspflicht von Regeleinrichtungen, Einhaltung der SysStabV

und Registrierung der Anlage bei der BNetzA macht nicht 

hoffnungsfroh hinsichtlich dieser Mitteilungspflicht. 

Koppelungsverbot EEG/StromStG
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Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 21 Einspeisevergütung

 (1) Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergütung nach § 19 Absatz 1 

Nummer 2 besteht nur für Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber den 

Strom in ein Netz einspeist und dem Netzbetreiber nach § 11 Absatz 1 zur 

Verfügung stellt, und zwar für

 1. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt, 

deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt worden ist; in diesem Fall 

verringert sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53 Satz 1, oder

 2. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt 

für eine Dauer von bis zu drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten und 

insgesamt bis zu sechs Kalendermonaten pro Kalenderjahr (Ausfallvergütung); in 

diesem Fall verringert sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53 Satz 2 und bei 

Überschreitung einer der Höchstdauern nach dem ersten Halbsatz nach 

Maßgabe des § 52 Absatz 2 Nummer 3.

 Anlagen in der freiwilligen Direktvermarktung bis 100 kW können keine 

Ausfallvergütung in Anspruch nehmen. Hierdurch wird die freiwillige 

Direktvermarktung für diese Anlagen unattraktiv. 

Ausfallvergütung 
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Kumulierungsverbot - § 80a

 „Investitionszuschüsse durch den Bund, das Land oder ein 

Kreditinstitut, an dem der Bund oder das Land beteiligt sind, dürfen 

neben einer Zahlung nach diesem Gesetz nur gewährt werden, 

soweit die kumulierten Zahlungen zuzüglich der Erlöse aus der 

Veräußerung der in der Anlage erzeugten Energie die 

Erzeugungskosten dieser Energie nicht überschreiten.“

 Problem: Wer prüft das? Netzbetreibern liegen diese Kenntnisse 

allenfalls zufällig vor. 

 Wie wird eine solche Überschreitung festgestellt und durch 

wen?

 Was gilt bei Verstoß? Beihilferechtliche Unwirksamkeit

 des Investitionszuschusses oder 

 der EEG-Förderung?

Clearingstelle EEG 23.09.2016
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

Messung

 § 16 Abs. 1 EEG 2017:

 „Die notwendigen Kosten des Anschlusses von Anlagen zur 

Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus 

Grubengas an den Verknüpfungspunkt nach § 8 Absatz 1 oder 2 

sowie der notwendigen Messeinrichtungen zur Erfassung des 

gelieferten und des bezogenen Stroms trägt der Anlagenbetreiber.“

 Wie verhält sich diese Kostenregelung zu denen des MsbG?

 Lex posterior versus lex specialis?

 Wenn keine Installationspflicht für IMSys: Sind 

Hutschienenzähler vom Netzbetreiber als „geeignete 

Messeinrichtungen“ zu akzeptieren, wenn er den 

grundsätzlichen Messstellenbetrieb vom Anlagenbetreiber 

übernimmt? 

Clearingstelle EEG 23.09.2016
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Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

Anlagenregistrierungspflicht

 § 52 - Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Pflichtverstößen

 (1) Der anzulegende Wert verringert sich auf null,

 1. solange Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Anlage 

erforderlichen Angaben nicht an das Register übermittelt haben 

und die Meldung nach § 71 noch nicht erfolgt ist,

 2. solange und soweit Betreiber von im Register registrierten Anla-

gen die zur Meldung einer Erhöhung der installierten Leistung der 

Anlage erforderlichen Angaben nicht an das Register übermittelt 

haben und die Meldung nach § 71 noch nicht erfolgt ist, (…)

 Registrierungspflicht ergibt sich aus § 6 EEG 2014/2017, Frist 3 Wo. 

 Problem: Wenn Registrierung unterbleibt, aber Jahresmeldung zum 

28. Februar des Folgejahres erfolgt: Wie ist in der Zwischenzeit zu 

vergüten?

Clearingstelle EEG 23.09.2016
Seite 10



BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

Anlagenregistrierungspflicht

 § 6 EEG 2017 i.V. mit Anlagenregisterverordnung: 

 Bestands-Windenergieanlagen haben Registrierungspflicht, wenn 
fünf Jahre nach ihrer Inbetriebnahme die Verlängerung der 
Anfangsvergütung nach folgenden Bestimmungen in Anspruch 
genommen wird: 

 a) nach § 100 Absatz 2 Nummer 4 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in Verbindung mit § 29 Absatz 2 Satz 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung, wenn 
die Anlage nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb genommen 
worden ist, oder

 b) nach § 100 Absatz 2 Nummer 10 Buchstabe c des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in Verbindung mit § 29 Absatz 2 Satz 2 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 
geltenden Fassung, wenn die Anlage nach dem 31. Dezember 2009 
und vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden ist (…)

 Problem: Ab wann läuft die Registrierungsfrist?

Clearingstelle EEG 23.09.2016
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 § 22 Abs. 3 EEG 2017: Bei Solaranlagen besteht der Anspruch 
nach § 19 Absatz 1 für den in der Anlage erzeugten Strom nur, 
solange und soweit eine von der Bundesnetzagentur ausge-
stellte Zahlungsberechtigung für die Anlage wirksam ist. Von 
diesem Erfordernis sind Solaranlagen mit einer installierten 
Leistung bis einschließlich 750 Kilowatt ausgenommen.

 § 22 Abs. 4 EEG 2017: Bei Biomasseanlagen besteht der 
Anspruch nach § 19 Absatz 1 nur für den in der Anlage 
erzeugten Strom aus Biomasse im Sinn der 
Biomasseverordnung in der zum Zeitpunkt der 
Bekanntmachung der Ausschreibung geltenden Fassung und 
nur, solange und soweit ein von der Bundesnetzagentur 
erteilter Zuschlag für die Anlage wirksam ist. Von diesem 
Erfordernis sind folgende Biomasseanlagen ausgenommen:

 1. Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschließlich 
150 Kilowatt, es sei denn, es handelt sich um eine 
bestehende Biomasseanlage nach § 39f, (…)

Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 24 EEG 2017 - Zahlungsansprüche für Strom aus mehreren Anlagen

 (1) Mehrere Anlagen sind unabhängig von den Eigentumsverhältnissen zum Zweck 
der Ermittlung des Anspruchs nach § 19 Absatz 1 und zur Bestimmung der Größe 
der Anlage nach § 21 oder § 22 für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten 
Generator als eine Anlage anzusehen, wenn

 1. sie sich auf demselben Grundstück, demselben Gebäude, demselben 
Betriebsgelände oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe befinden,

 2. sie Strom aus gleichartigen erneuerbaren Energien erzeugen,

 3. für den in ihnen erzeugten Strom der Anspruch nach § 19 Absatz 1 in Abhän-
gigkeit von der Bemessungsleistung oder der installierten Leistung besteht und

 4. sie innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb 
genommen worden sind.

 Abweichend von Satz 1 sind mehrere Anlagen unabhängig von den Eigentumsverhältnissen 

und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 19 Absatz 1 und zur 

Bestimmung der Größe der Anlage nach § 21 oder § 22 für den jeweils zuletzt in Betrieb 

gesetzten Generator als eine Anlage anzusehen, wenn sie Strom aus Biogas mit Ausnahme 

von Biomethan erzeugen und das Biogas aus derselben Biogaserzeugungsanlage stammt. 

(…)

Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 Umgang mit Anlagenzubau innerhalb von 12 Kalendermonaten 

nach Ablauf des Stichtages? 

 Außerdem: Leistungsseitige Zusammenfassung auch dann 

wenn sich verschiedene Anlagen auf unterschiedlichen 

 Gebäuden oder 

 Betriebsgeländen 

 aber auf demselben Grundstück befinden? 

 Gesetzesbegründung schweigt. 

 Außerdem: Geltung von § 24 Abs. 1 EEG 2017 auch für 

Bestandsanlagen?

 § 100 Abs. 1 EEG 2017?

Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 38a Abs. 2 und 3 EEG 2017: Die Bundesnetzagentur teilt dem Netzbetreiber, in 
dessen Netz der in den Solaranlagen erzeugte Strom eingespeist werden soll, die 
Ausstellung der Zahlungsberechtigung einschließlich der Nummern, unter denen die 
Anlage in dem Register eingetragen ist, unverzüglich nach der Ausstellung der 
Zahlungsberechtigung mit. Der Anspruch auf Zahlung nach § 19 besteht 
rückwirkend bis zum Tag der Inbetriebnahme, wenn die Zahlungsberechtigung 
aufgrund eines Antrags ausgestellt wird, der spätestens drei Wochen nach der 
Inbetriebnahme der Anlage gestellt wurde.

 Der Netzbetreiber muss die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 
bis 3 und 5 sowie § 38 Absatz 2 Nummer 3 prüfen. Er kann hierfür die Vorlage 
entsprechender Nachweise verlangen. Soweit die Bundesnetzagentur eine 
Festlegung nach § 85 getroffen hat, muss der Netzbetreiber entsprechende 
Nachweise verlangen und diese der Bundesnetzagentur auf Anforderung vorlegen. 
Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur das Ergebnis der Prüfung und die 
installierte Leistung der Solaranlage innerhalb eines Monats nach der Mitteilung 
nach Absatz 2 mitteilen.

 Problem: Welche Daten hat der Netzbetreiber zur Prüfung? Woher soll er 
wissen, ob die Anlage in einem Naturschutzgebiet gelegen ist?

Zahlungsberechtigungen für Solaranlagen
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 § 40 Abs. 2 EEG 2017: Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 besteht auch für Strom 

aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind, wenn 

nach dem 31. Dezember 2016 durch eine wasserrechtlich zugelassene 

Ertüchtigungsmaßnahme das Leistungsvermögen der Anlage erhöht wurde. Satz 1 

ist auf nicht zulassungspflichtige Ertüchtigungsmaßnahmen anzuwenden, wenn das 

Leistungsvermögen um mindestens 10 Prozent erhöht wurde. Anlagen nach den 

Sätzen 1 oder 2 gelten mit dem Abschluss der Ertüchtigungsmaßnahme als neu in 

Betrieb genommen.

 Absatz 2 Satz 1 und 2 weitestgehend gleich § 40 Abs. 2 EEG 2014. 

Anzuwendende Entscheidungen der Clearingstelle EEG: 2012/24 und 2016/19 

(laufend). 

 Problem: Was bewirkt Satz 3? 

 Teilnahmepflicht an Ausschreibungsverfahren (-)

 Neubeginn des Förderzeitraums (+)

 Verpflichtende Direktvermarktung bei Anlagen > 100 kW (+)

 Verlust des Eigenversorgungsprivilegs nach § 61 Abs. 3 und 4 EEG 2017 ?

Ertüchtigung von Wasserkraftanlagen
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 § 50a - Flexibilitätszuschlag für neue Anlagen

 (1) Der Anspruch nach § 50 beträgt für die Bereitstellung flexibler installierter Lei-
stung 40 Euro pro Kilowatt installierter Leistung und Jahr (Flexibilitätszuschlag) in

 1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas mit einer installierten Leistung 
von mehr als 100 Kilowatt, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, 
und

 2. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas, deren anzulegender Wert 
durch Ausschreibungen ermittelt worden ist.

 (2) Der Anspruch auf den Flexibilitätszuschlag besteht nur, wenn der 
Anlagenbetreiber für den in § 44b Absatz 1 bestimmten Anteil der in einem 
Kalenderjahr erzeugten Strommenge einen Anspruch nach § 19 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 39, § 42 oder § 43 in Anspruch nimmt und dieser Anspruch nicht 
nach § 52 verringert ist.

 (3) Der Flexibilitätszuschlag kann für die gesamte Dauer des Anspruchs nach § 19 
Absatz 1 verlangt werden.

 Anlagendefinition? Zwei Biomethananlagen oder zwei separate 
Biogasanlagen nebeneinander? Durch Reserve-BHKW?

Förderung der Flexibilität
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BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 24. Fachgespräch

 § 50b - Flexibilitätsprämie für bestehende Anlagen

 Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas, die nach dem am 31. Juli 2014 

geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, 

können ergänzend zu einer Veräußerung des Stroms in den Veräußerungsformen einer 

Direktvermarktung von dem Netzbetreiber eine Prämie für die Bereitstellung zusätzlich 

installierter Leistung für eine bedarfsorientierte Stromerzeugung (Flexibilitätsprämie) 

verlangen. Der Anspruch nach Satz 1 beträgt 130 Euro pro Kilowatt flexibel bereitgestellter 

zusätzlich installierter Leistung und Jahr, wenn die Voraussetzungen nach Anlage 3 Nummer I 

erfüllt sind. Die Höhe der Flexibilitätsprämie bestimmt sich nach Anlage 3 Nummer II. Für 

Strom aus Anlagen nach § 100 Absatz 4 sind die Sätze 1 bis 3 rückwirkend zum 1. August 

2014 entsprechend anzuwenden. Wenn aufgrund von Satz 4 Korrekturen von Abrechnungen 

für die Jahre 2014 oder 2015 erforderlich werden, ist ergänzend zu § 62 ausreichend, wenn 

der Anlagenbetreiber eine Kopie der Genehmigung oder Zulassung nach § 100 Absatz 4 

sowie einen Nachweis über die Inbetriebnahme der Anlage vorlegt.

 Gleiches Problem wie bei Neuanlagen: Anlagenbegriff? Wann kann ein Umweltgut-

achter mit einer Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren 

Energien bescheinigen, „dass die Anlage für den zum Anspruch auf die Flexibilitäts-

prämie erforderlichen bedarfsorientierten Betrieb nach den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik technisch geeignet ist“? (Anlage 3 Nr. I. 1) d) EEG 2017)

Förderung der Flexibilität

Clearingstelle EEG
Seite 21

23.09.2016
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Schluss

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Kontakt:

Ass. jur. Christoph Weißenborn

BDEW

Geschäftsbereich Recht und Betriebswirtschaft

Tel.: 0 30/ 30 01 99-1514 - Fax: 0 30/ 30 01 99-3514 

E-Mail: christoph.weissenborn@bdew.de
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